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�nderung der
neu gefassten
EU-Bankenrichtlinie
und der EU-Kapital-
ad�quanzrichtlinie
sowie Anpassung der
Mindestanforderun-
gen an das Risiko-
management

Die unter dem Stichwort Basel II be-

kannten Regelungen in der Banken-

richtlinie und in der Kapitalad�quanz-

richtlinie sind gut zwei Jahre nach

deren nationaler Umsetzung erneut

angepasst worden. Dabei handelt es

sich neben Korrekturen von Unsch�r-

fen, die im Praxisbetrieb festgestellt

wurden, auch um Anpassungen auf-

grund von Lehren aus der Finanzkrise.

Die Schwerpunkte der Regelungen lie-

gen in den Bereichen Großkreditvor-

schriften, Anerkennung hybrider Kern-

kapitalbestandteile sowie aufsichtliche

Kooperation und Krisenmanagement.

Es wurden aber auch umfangreiche

technische �nderungen, unter ande-

rem im Verbriefungsbereich sowie zum

Liquidit�tsrisiko, vorgenommen. Die

Umsetzung in nationales Recht muss

bis zum 31. Oktober n�chsten Jahres er-

folgen; die neuen Vorschriften sind von

den Instituten erstmals zum 31. Dezem-

ber 2010 anzuwenden.

Daneben wurden die Mindestanfor-

derungen f�r das Risikomanagement

(MaRisk) angepasst, um erkannte Schw�-

chen des Risikomanagements zu adres-

sieren. Beispielsweise mit Blick auf die

Behandlung von Risikokonzentratio-

nen, die Anforderungen an Stresstests

und das Liquidit�tsmanagement sowie

bei den Regelungen zu Verg�tungs-

systemen werden auch hier Konsequen-

zen aus der Finanzkrise gezogen. Die

neuen MaRisk sind grunds�tzlich bis

zum Ende dieses Jahres umzusetzen.
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�nderung der neugefassten

EU-Bankenrichtlinie und der

EU-Kapitalad�quanzrichtlinie

Im April 2008 hatte die EU-Kommission ein

Konsultationspapier mit Vorschl�gen zur er-

neuten �nderung der Bankenrichtlinie und

der Kapitalad�quanzrichtlinie (CRD 21)) vor-

gelegt. Ziel war es, bereits nach nur einem

Jahr praktischer Umsetzung der Richtlinie in

den Mitgliedstaaten erkannte Unsch�rfen zu

korrigieren. Die Arbeiten der Kommission wa-

ren somit zun�chst nicht durch die Finanz-

krise motiviert. Gleichwohl sind im weiteren

Verlauf der Konsultationen erste Konsequen-

zen aus den Verwerfungen am Finanzmarkt

mit in die Arbeiten an der �nderungsrichtlinie

eingeflossen. Das Europ�ische Parlament hat

die Richtlinie am 6. Mai 2009, der Rat am

27. Juli 2009, verabschiedet. Sie ist jedoch

noch nicht im Amtsblatt der Europ�ischen

Union ver�ffentlicht worden.

Schwerpunkte der Richtlinie liegen in den Be-

reichen Großkreditvorschriften, Anerkennung

hybrider Kernkapitalbestandteile sowie auf-

sichtliche Kooperation und Krisenmanage-

ment. Es wurden aber auch umfangreiche

technische �nderungen, unter anderem im

Verbriefungsbereich sowie zum Liquidit�ts-

risiko, vorgenommen, die im Verbriefungs-

bereich teilweise auch erh�hte Kapitalan-

forderungen zur Folge haben werden.

Wesentliche materielle �nderungen der

Richtlinien

�berarbeitung der Großkreditvorschriften

In der Bankenrichtlinie 2006/48/EG sowie der

Kapitalad�quanzrichtlinie 2006/49/EG wur-

den die Großkreditvorschriften nur punktuell

angepasst. Beide Richtlinien sahen jedoch vor,

dass die EU-Kommission dem Europ�ischen

Parlament und dem Rat bis zum 31. Dezem-

ber 2007 einen Bericht vorlegt, in dem sie die

Funktionsweise der Großkreditbestimmungen

bewertet und gegebenenfalls zweckdienliche

Vorschl�ge zur �nderung dieser Bestimmun-

gen unterbreitet. Zur Erstellung des Berichts

hat die EU-Kommission mehrere sogenannte

Calls for Advice an den Ausschuss der Euro-

p�ischen Bankenaufseher (CEBS) gerichtet.

Im M�rz 2008 ver�ffentlichte der CEBS den

zweiten Teil des Berichts zur Funktionsweise

der Großkreditbestimmungen, der Grundlage

f�r die �berarbeitung der Großkreditbestim-

mungen durch die CRD-�nderungsrichtlinie

geworden ist.

Ziel der �berarbeitung ist, die Großkredit-

bestimmungen einerseits zu vereinfachen,

andererseits ihr Kernanliegen, dass eine Bank

durch den Ausfall eines Kreditnehmers bezie-

hungsweise dessen Kreditnehmereinheit

nicht selber in ihrer Solvenz gef�hrdet wird,

st�rker zur Geltung zu bringen. Dieses idio-

synkratische Risiko soll durch gesetzliche Vor-

gaben begrenzt werden, w�hrend andere

1 CRD: Capital Requirements Directive, bezeichnet in die-
sem Sinn keine eigenst�ndige Richtlinie, sondern wird als
„Arbeitstitel“ f�r �nderungen der Bankenrichtlinie
(2006/48/EG) sowie der Kapitalad�quanzrichtlinie (2006/
49/EG) verwendet.

�berarbeitung
der Capital
Requirements
Directive
(Bankenricht-
linie) ...

... in mehreren
Bereichen

Funktionsweise
der Großkredit-
bestimmungen
�berpr�ft

Idiosynkratische
Risiken stehen
im Mittelpunkt
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Konzentrationsrisiken, wie zum Beispiel sek-

torale oder regionale Risikokonzentrationen,

im Rahmen der S�ule 2 im laufenden Auf-

sichtsprozess �berwacht werden sollen.

Einschneidendste �nderung im Bereich der

Großkredite ist, dass nun auch alle Forderun-

gen eines Instituts an andere Kredit- und Fi-

nanzdienstleistungsinstitute auf die Großkre-

ditobergrenze von 25% des Eigenkapitals an-

zurechnen sind. Allerdings wurde ein absolu-

ter Freibetrag in H�he von 150 Mio 3 einge-

f�hrt. Der Kredit darf jedoch in keinem Fall

das Eigenkapital des Instituts �bersteigen. Die

Bundesbank hatte sich gegen eine Versch�r-

fung der Großkreditbestimmungen im Inter-

bankenbereich gewandt, da die Auswirkun-

gen auf den von der Finanzkrise betroffenen

Geldmarkt nicht abzusehen sind, der aber f�r

die Durchf�hrung und Wirksamkeit der geld-

politischen Operationen von gr�ßter Bedeu-

tung ist. Dar�ber hinaus wurden einige der

anderen Anrechnungserleichterungen gestri-

chen, zum Beispiel f�r Beteiligungen an Versi-

cherungsunternehmen oder f�r den Liquidi-

t�tsausgleich in Verb�nden.

F�r die Gew�hrleistung der effizienten Ab-

wicklung des Zahlungs- und Wertpapier-

verkehrs f�r die Kundschaft und des diesem

zugrunde liegenden Korrespondenzbankge-

sch�fts wurden jedoch Ausnahmen vorgese-

hen, nach denen �bernachtkredite aus die-

sem Gesch�ft, beziehungsweise im Korre-

spondenzbankgesch�ft bis zum Gesch�fts-

schluss gew�hrte Kredite, nicht bei der

Berechnung der Auslastung der Großkredito-

bergrenze zu ber�cksichtigen sind. F�r natio-

nale Instituts- oder Finanzholdinggruppen

und Verb�nde wurde ferner vorgesehen, dass

die gruppen- beziehungsweise verbundinter-

nen Transaktionen nicht auf die Großkredito-

bergrenze anzurechnen sind.

Daneben wurden die Großkreditbestimmun-

gen auch vereinfacht. Insbesondere wurde

die Großkreditgesamtobergrenze von 800%

des Eigenkapitals f�r die Summe aller Groß-

kredite sowie die abgesenkte Großkreditein-

zelobergrenze von 20% f�r Kredite an ver-

bundene Unternehmen abgeschafft. Erstere

spielte in der Praxis kaum eine Rolle und war

auch f�r eine hinreichende Diversifizierung

des Kreditportfolios zu grob, sodass die auf-

sichtliche �berwachung der Diversifizierung

des Kreditportfolios besser in der S�ule 2

durchgef�hrt wird. Hinsichtlich der Kredite an

verbundene Unternehmen werden besondere

bankinterne Verfahren wie zum Beispiel die

Beschlussfassungspflichten f�r Organkredite

gem�ß § 15 KWG als besser geeignet ange-

sehen, Ansteckungsrisiken aus der Kreditver-

gabe an verbundene Unternehmen zu be-

grenzen.

Im Bereich der Anerkennung von Sicherheiten

wurde eine noch st�rkere Ann�herung an die

Methoden im Rahmen der Berechnung der Ei-

genmittelanforderungen angestrebt. Wegen

des Schutzzwecks der Großkreditbestimmun-

gen werden im Hinblick auf ihre leichte Liqui-

dierbarkeit grunds�tzlich nur Finanzsicherhei-

ten anerkannt. Instituten stehen zur Ber�ck-

sichtigung der Besicherungswirkungen drei

Verfahren zur Verf�gung, wobei die Metho-

den (II) und (III) schon jetzt zur Anwendung

kommen (vgl. § 29 Großkredit- und Millio-

nenkreditverordnung): (I) ein Substitutionsan-

Kredite an
Kreditinstitute
nicht mehr
privilegiert

Ausnahme f�r
die Zahlungs-
verkehrs-
abwicklung

Großkredit-
bestimmungen
werden
vereinfacht

Anerkennung
von Sicher-
heiten den
Eigenmittel-
anforderungen
weiter
angeglichen
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satz, bei dem das Institut statt des urspr�ng-

lichen Kreditnehmers bei Gew�hrleistungen

den Gew�hrleistungsgeber beziehungsweise

bei zur Sicherheit verpf�ndeten Wertpapieren

den Emittenten der Wertpapiere als Kredit-

nehmer betrachtet; (II) der umfassende Si-

cherheitenansatz, der dem Ansatz sogenann-

ter Haircuts folgt, und bei denen der Wert

von Sicherheiten (der den Wert des Forde-

rungsbetrages und damit das Kreditrisiko

mindert) entsprechend den Charakteristiken

der Sicherheit vermindert wird. Institute k�n-

nen diesen Ansatz anwenden, sofern sie ihn

auch im Rahmen der Eigenmittelanforderun-

gen nutzen; (III) die Sch�tzung der Auswir-

kungen der finanziellen Sicherheiten auf die

LGD f�r Institute, die den fortgeschrittenen

internen Modellansatz f�r das Kreditrisiko

verwenden.

Als Lehre aus der Krise wurden ferner die

Regelungen zur Bildung von Kreditnehmer-

einheiten klarer gefasst. In der Definition der

Kreditnehmereinheit wird nun klargestellt,

dass bei der Ermittlung von Risikoeinheiten

auch die Risiken auf der Refinanzierungsseite

zu ber�cksichtigen sind. Danach sind Unter-

nehmen, die von einer Refinanzierungsquelle

abh�ngig sind, wie das zum Beispiel bei An-

kaufsgesellschaften im Rahmen von ABCP-

Programmen der Fall war, zu einer Kreditneh-

mereinheit zusammenzufassen. Ferner wurde

von der EU-Kommission klargestellt, dass die

Bildung von Risikoeinheiten bereits bei einer

einseitigen Abh�ngigkeit zu erfolgen hat. Die

deutsche Verwaltungspraxis, die beruhend

auf der Begr�ndung zur 5. KWG-Novelle bis-

lang das Erfordernis einer wechselseitigen

Abh�ngigkeit forderte, ist dementsprechend

aufzugeben. Bei der Beurteilung der wirt-

schaftlichen Abh�ngigkeit sind aber sektorale

oder regionale Abh�ngigkeiten nicht zu be-

r�cksichtigen, da sektorale und regionale

Konzentrationsrisiken nicht durch die Groß-

kreditbestimmungen, sondern in S�ule 2 er-

fasst werden sollen.

Schließlich sollen die Großkreditmeldungen

ab 2013 hinsichtlich der Meldeformate ver-

einheitlicht werden. Als Mindestangabe sieht

die Bankenrichtlinie vor, dass alle Kredite un-

ter Angabe des Kreditnehmers beziehungs-

weise der Kreditnehmereinheit – unabh�ngig

davon, ob sie von der Anrechnung auf die

Großkreditobergrenze befreit sind – zu mel-

den sind und dass die Art der Sicherheiten-

leistung und die Wirkung der Sicherheiten-

leistung sowie der Betrag nach Sicherheiten-

leistung und Anrechnungserleichterung an-

zugeben sind. Ferner sollen Banken, die den

auf internen Ratings basierenden Ansatz zur

Berechnung der Eigenmittelanforderungen

f�r das Kreditrisiko nutzen, die 20 gr�ßten

Kreditnehmer melden. F�r Deutschland wird

diese Anforderung bereits durch die Millio-

nenkreditmeldungen an die Evidenzzentrale

erf�llt sein.

Anerkennung hybrider Kernkapital-

instrumente

Mit dem neu eingef�gten Artikel 63a wird

das bereits 1998 vom Baseler Ausschuss ge-

troffene „Sydney-Agreement“ zur Anerken-

nung hybrider Finanzinstrumente – also sol-

cher Kapitalbestandteile, die sowohl Eigen-

als auch Fremdkapitalmerkmale aufweisen –

als bankaufsichtliches Kernkapital in europ�i-

Vorschriften f�r
Kreditnehmer-
einheiten
versch�rft

Vereinheit-
lichung der
Meldeformate

Umsetzung des
Sydney-Agree-
ments des
Baseler
Ausschusses f�r
Bankenaufsicht
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sches Recht �bernommen. Die Vorgaben in

Artikel 57 a) sowie der Erw�gungsgrund 4

der �nderungsrichtlinie dienen dazu, das Hy-

bridkapital deutlich von den Bestandteilen

des „harten“ Kernkapitals abzugrenzen. Ist

ein Kapitalbestandteil den Stammaktien in

der Liquidation gleichgestellt und bietet er bei

Unternehmensfortf�hrung einen vollst�ndi-

gen Verlustausgleich, kann er ohne Begren-

zung als bankaufsichtliches Kernkapital ange-

rechnet werden. Aus Sicht der Bundesbank

w�re f�r die Zurechnung zum harten Kernka-

pital die nun in der Richtlinie geforderte

Gleichrangigkeit aller Bestandteile in der Li-

quidation hingegen nicht erforderlich gewe-

sen, da auch durch eine angemessene Nach-

rangabrede der Schutz der vorrangigen Gl�u-

biger durch das Kernkapital der Bank ausrei-

chend sichergestellt werden kann. Zentrale

Anerkennungsvoraussetzungen f�r das nur

begrenzt als Kernkapital anrechenbare Hy-

bridkapital sind die Dauerhaftigkeit der Kapi-

talbereitstellung, die Eignung, Verluste aufzu-

fangen, sowie die M�glichkeit, laufende Zins-

zahlungen an die Investoren auszusetzen.

Der CEBS wird aufgefordert, diese Anerken-

nungskriterien durch Leitlinien zu pr�zisieren

und so f�r eine m�glichst einheitliche Auf-

sichtspraxis in diesem Bereich zu sorgen. Der

Entwurf dieser Leitlinien wurde am 22. Juni

2009 ver�ffentlicht; die Konsultationsfrist en-

det am 23. September 2009.

Als dauerhaft gilt die Bereitstellung hybrider

Kernkapitalinstrumente, wenn sie entweder

unbefristet oder mit einer Laufzeit von min-

destens 30 Jahren erfolgt. Vereinbarungen

�ber K�ndigungsrechte zugunsten des emit-

Deutsche Bundesbank

Regelungen zur Anerkennung hybrider Kernkapitalinstrumente *)

* Hybride Kapitalinstrumente sind eine Mischform zwischen Eigen- und Fremdkapital und enthalten sowohl wesentliche 
Merkmale von Eigenkapital (z.B. Teilnahme des Investors an Verlusten) als auch von Fremdkapital (z.B. fester Zinsan-
spruch des Investors). Innovative Kapitalinstrumente sind hybride Kernkapitalinstrumente, die neben einem einfachen 
Schuldnerkündigungsrecht ein weiteres Ausstattungsmerkmal aufweisen, das zu ihrer Rückzahlung führen könnte (in 
der Regel eine Erhöhung des Zinsanspruchs des Investors). — 1 Richtlinie 2009/.../EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinien 2006/48EG, 2006/49EG und 2007/64/EG ... („Bankenrichtlinie“, unveröffentlicht).

Kernkapital gesamt

Erwägungsgrund 41):

Gleichrangigkeit mit dem 
gezeichneten Kapital

Art. 57 Buchstabe a)1):

Nachrangigkeit gegenüber 
allen anderen Forderungen

Hybrid-
kapital

(maximal 
50%)

„hartes“
Kernkapital
(mindestens 

50%)

Bedingungen für die Zuordnung 
zum „harten“ Kernkapital:

– Bilanzierung als Eigenkapital

–  Teilnahme an laufenden Verlusten 
des Instituts bis zur vollen Höhe

– Nachrangigkeit in der Insolvenz

15% Hybridkapital mit
  Wandlungsmöglichkeiten
  in „hartes“ Kernkapital

20% Hybridkapital ohne
  Wandlungsmöglichkeiten

15% innovatives oder zeitlich
  befristetes Hybridkapital

Zentrale
Anerkennungs-
voraussetzungen
sind Dauer-
haftigkeit ...
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tierenden Instituts k�nnen nach fr�hestens

f�nf Laufzeitjahren greifen. Die Verbindung

eines solchen K�ndigungsrechts mit einem

f�r das Institut bestehenden Anreiz zur R�ck-

zahlung (�blicherweise eine Erh�hung der

Zinszahlungen an den Investor) ist hingegen

erst f�r den Zeitpunkt nach zehn Jahren zu-

l�ssig. Bei Instrumenten mit einer festen End-

laufzeit kann die Aufsicht die R�ckzahlung

zum F�lligkeitstermin untersagen. Die K�ndi-

gung oder R�ckzahlung eines hybriden Kapi-

talinstruments steht grunds�tzlich unter dem

Zustimmungsvorbehalt der Aufsicht und soll

die Solvenzsituation des Instituts nicht

wesentlich beeinflussen. Die zust�ndigen Be-

h�rden k�nnen vom Institut zudem den Er-

satz des Kapitals durch Kapital gleicher oder

besserer Qualit�t verlangen.

Sowohl der Nominalbetrag als auch nicht

ausgesch�ttete Zinsen oder Dividenden m�s-

sen dem Institut zur Absorption von Verlusten

zur Verf�gung stehen. Um hier Flexibilit�t zu

schaffen und Raum f�r unterschiedliche na-

tionale Praktiken zuzulassen, wird diese An-

forderung durch den Richtlinientext nicht

weiter pr�zisiert. Die zur Konsultation anste-

henden erg�nzenden CEBS-Leitlinien be-

schreiben zwar verschiedene M�glichkeiten

der Verlustteilnahme (z.B. Abschreibungen

auf den Nominalwert des Instruments oder

dessen Wandlung in h�herwertige Kapitalbe-

standteile), letztlich bleibt es aber der Ent-

scheidung der zust�ndigen Aufsichtsbeh�r-

den vorbehalten, ob sie die vorgesehenen ge-

setzlichen oder vertraglichen Bestimmungen

zur Verlustteilnahme eines hybriden Kapitalin-

struments f�r ausreichend halten oder nicht.

Durch die Nachrangigkeit der R�ckzahlungs-

anspr�che der Investoren werden zudem die

Forderungen von Einlegern und anderen vor-

rangigen Gl�ubigern im Falle der Insolvenz

des emittierenden Instituts gesch�tzt.

Um die Ressourcen einer Bank im Falle beson-

derer Belastungen zu schonen, m�ssen die

f�r hybride Finanzinstrumente geltenden Be-

stimmungen dem Kreditinstitut die M�glich-

keit geben, die Zahlung von Zinsen oder Divi-

denden f�r unbegrenzte Zeit ohne Kumula-

tion ausfallen zu lassen. Die M�glichkeit, sol-

che ausgefallenen Zahlungen sp�ter nachzu-

holen, ist also ausgeschlossen. Der Ausfall

dieser Zahlungen ist zwingend, wenn das Ins-

titut die aufsichtlichen Mindestkapitalanfor-

derungen nicht einh�lt. Statt der Zahlung der

Kupons oder Dividenden in bar kann das Ins-

titut jedoch neue Anteile an seinem gesell-

schaftsrechtlichen Kapital begeben, deren

Gegenwert zur Begleichung der f�lligen Zah-

lungen genutzt werden kann. Die zur Konsul-

tation anstehenden CEBS-Leitlinien enthalten

weitere Vorgaben zu diesem Verfahren.

Die Anrechenbarkeit hybrider Finanzinstru-

mente ist je nach ihrer Ausgestaltung auf ma-

ximal 50% des Kernkapitals begrenzt. Instru-

mente mit einer festen Endlaufzeit oder sol-

che mit einem Anreiz zur R�ckzahlung d�rfen

h�chstens 15% des Kernkapitals betragen;

Instrumente ohne feste Endlaufzeit mit einem

einfachen K�ndigungsrecht k�nnen bis zu

35% des Kernkapitals angerechnet werden.

Solche Kapitalinstrumente, die auf Verlangen

der Bank in Bestandteile des gesellschafts-

rechtlichen Kapitals nach Artikel 57 a) der

Richtlinie gewandelt werden k�nnen, d�rfen

bis zu 50% des Kernkapitals betragen. Die

...Verlust-
teilnahme...

... sowie die
M�glichkeit des
Ausfalls der
Kupon- oder
Dividenden-
zahlungen

Anrechnungs-
grenzen
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Anrechnungsgrenzen sind nicht additiv und

schließen die jeweils niedrigeren Begrenzun-

gen mit ein.

Um Verwerfungen an den Kapitalm�rkten zu

vermeiden, enth�lt die �nderungsrichtlinie in

Artikel 154 eine Bestandsschutzregelung f�r

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vor-

schriften auf nationaler Ebene bereits bege-

bene Kapitalinstrumente. Sie erm�glicht die

Fortsetzung der Anrechnung dieser Bestand-

teile bis ins Jahr 2040. In den ersten zehn Jah-

ren nach dem 31. Dezember 2010 bleiben

solche Alttransaktionen vollst�ndig als Kern-

kapital anrechenbar; in den folgenden 20 Jah-

ren wird die Anrechenbarkeit schrittweise auf

20% beziehungsweise 10% des Kernkapitals

begrenzt .

Wesentliche technische �nderungen der

Richtlinien

Verbriefungsregeln

Eine wesentliche �nderung im Rahmen der

CRD 2 ist die Einf�hrung eines neuen Artikels

122a. Danach d�rfen Institute als Investoren

k�nftig nur dann Verbriefungsrisiken �ber-

nehmen, wenn eine Best�tigung des Origina-

tors (bzw. des Sponsors oder Kreditgebers)

vorliegt, dass dieser einen Anteil von mindes-

tens 5% des Risikos zur�ckbeh�lt. Das quan-

titative Kriterium wird durch qualitative An-

forderungen insbesondere bez�glich der von

Investoren-Instituten vorzunehmenden Risi-

koanalysen erg�nzt. Um diese vornehmen zu

k�nnen, sind Originatoren und Sponsoren

gegen�ber den Investoren zu umfassender In-

formation �ber den Risikor�ckbehalt und die

in Bezug auf das verbriefte Portfolio relevan-

ten Daten verpflichtet. Außerdem m�ssen

Originatoren und Sponsoren Positionen, die

sie verbriefen, denselben Kreditvergabestan-

dards und -verfahren unterziehen wie unver-

briefte Kredite. Anderenfalls f�hrt dies beim

Originator zur Aberkennung des Risikotrans-

fers. Bei Verst�ßen gegen Vorgaben des Arti-

kels 122a kann die Aufsicht die Anwendung

eines h�heren Risikogewichtes bis zu einer

Obergrenze von 1250% auf die betreffen-

den Verbriefungspositionen vorschreiben. Zu-

s�tzlich zu diesen �nderungen wurden die

Konversionsfaktoren f�r qualifizierte Verbrief-

ungs-Liquidit�tsfazilit�ten im Kreditrisikostan-

dardansatz auf nunmehr einheitlich 50%

festgelegt und die Sonderbehandlung von

Marktst�rungsfazilit�ten gestrichen.

Behandlung von Lebensversicherungen als

Kreditsicherheiten

Die M�glichkeiten zur Anrechnung von Le-

bensversicherungen als Kreditsicherheiten im

Standardansatz wurden verbessert. Bisher

konnten Lebensversicherungen nur dann risi-

komindernd ber�cksichtigt werden, wenn

das Versicherungsunternehmen �ber ein ex-

ternes Rating von mindestens A- verf�gt. Zu-

k�nftig wird bei der Ber�cksichtigung von Le-

bensversicherungen jedoch nicht mehr vor-

rangig auf die Bonit�t des Versicherungsun-

ternehmens, sondern auf die Qualit�t des

Deckungsverm�gens f�r die Anspr�che aus

Lebensversicherungen abgestellt. Somit ist es

nun unter bestimmten Voraussetzungen

m�glich, auch Lebensversicherungen von sol-

chen Unternehmen anzurechnen, die �ber

kein oder nur ein schlechteres externes Rating
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verf�gen. Dadurch vergr�ßert sich der Kreis

der ber�cksichtigungsf�higen Lebensversi-

cherungen wesentlich. Obwohl auch die Risi-

kogewichte f�r mit Lebensversicherungen be-

sicherte Forderungen zum Teil abgesenkt

wurden, ist die Ber�cksichtigung von Lebens-

versicherungen als Kreditsicherheiten aus

Sicht der Bundesbank immer noch vergleichs-

weise rigide.

Behandlung von Investmentfondsanteilen im

IRBA

Die Behandlung von Investmentfondsanteilen

im IRBA wurde ebenfalls ge�ndert. Bei der Be-

stimmung der Risikogewichte f�r Fondsantei-

le im Rahmen einer Durchschaubetrachtung

werden Aktiva, die nicht der Forderungs-

klasse Beteiligungen zugeordnet werden,

k�nftig mit einem modifizierten Gewich-

tungssatz ber�cksichtigt. Sofern ein Invest-

mentfonds �berwiegend in Schuldverschrei-

bungen mit guter Bonit�t investiert, k�nnen

sich hierbei wesentliche Erleichterungen

gegen�ber der bisherigen Behandlung erge-

ben.

Behandlung von Liquidit�tsrisiken

In Reaktion auf die in der Finanzkrise evident

gewordene Anf�lligkeit vieler Institute auf der

Refinanzierungsseite werden die bisher eher

kursorischen Liquidit�tsvorschriften in den

Anh�ngen V und XI der Bankenrichtlinie

deutlich konkretisiert. Hierbei werden die

wesentlichen Elemente der bereits im Sep-

tember 2008 �berarbeiteten Grunds�tze des

Baseler Ausschusses f�r ein solides Liquidi-

t�tsmanagement und dessen aufsichtliche

�berwachung2) in europ�isches Recht umge-

setzt. Die neuen Liquidit�tsvorschriften legen

die Aufgaben und Instrumente des bankinter-

nen Liquidit�tsmanagements dar und beto-

nen dessen besondere systemische Relevanz.

Im Vergleich zur Solvenzaufsicht liegt dabei

ein weniger an Wahrscheinlichkeiten sondern

mehr am potenziellen Ausmaß von Stress-

ereignissen ausgerichteter Ansatz zugrunde.

Eine zentrale Rolle kommt dementsprechend

der Simulation von schweren Liquidit�ts-

schocks sowie der hierauf aufbauenden Not-

fallplanung und quantitativen Liquidit�tsvor-

sorge zu. Nach wie vor bleibt die Liquidit�ts-

aufsicht auch bei grenz�berschreitend t�tigen

Kreditinstituten jedoch weitgehend in der

Verantwortung des jeweiligen nationalen

Aufsehers; ein dem „konsolidierenden Auf-

seher“ im Kapitalbereich vergleichbares Kon-

strukt gibt es in der Liquidit�ts�berwachung

nicht. Liquidit�tsaufsicht in Europa bleibt da-

mit ein wenig harmonisierter Teil des Auf-

sichtsrechts.

Kooperation der Bankenaufseher

Mit den �nderungsvorschl�gen zur Banken-

richtlinie soll auch die Kooperation der Ban-

kenaufseher in Europa in Normal- wie auch in

Krisenzeiten ausgebaut werden.

So sind die zust�ndigen Aufseher erstmals ex-

plizit aufgefordert, bei der Aus�bung ihrer all-

gemeinen Aufgaben und insbesondere in Kri-

sensituationen die m�glichen Auswirkungen

ihrer Entscheidungen auf die Stabilit�t des

Finanzsystems in allen anderen betroffenen

2 Principles for Sound Liquidity Risk Management and Su-
pervision.
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Mitgliedstaaten geb�hrend zu ber�cksich-

tigen (Art. 40 Abs. 3). Hierbei geht es aber

nicht um die Vorgabe spezifischer Handlun-

gen oder Ergebnisse; vielmehr ist die Einf�h-

rung einer solchen „Gemeinschaftsdimen-

sion“ als allgemeine Zielsetzung und Richt-

gr�ße zu verstehen.

Mit der Regelung der sogenannten Aufsichts-

kollegien („supervisory colleges“) findet ein

weiterer wichtiger Baustein der internationa-

len Kooperation Eingang in die Bankenrichtli-

nie. In den Kollegien, die f�r grenz�berschrei-

tende EU-Institutsgruppen bereits existieren

beziehungsweise noch eingerichtet werden,

treffen alle Gastlandaufseher unter dem Vor-

sitz des Heimatlandaufsehers beziehungs-

weise „konsolidierenden Aufsehers“ zusam-

men („general college“). Unter solcher deut-

scher „Federf�hrung“ gibt es in Deutschland

derzeit drei Aufsichtskollegien. Der Vorsitz

hat auch die M�glichkeit, die Teilnahme auf

die Aufseher der f�r die Institutsgruppe be-

sonders relevanten L�nder zu begrenzen

(„core college“). Ziel der Aufsichtskollegien

ist es, die Zusammenarbeit zwischen den na-

tionalen Beh�rden im Umgang mit grenz-

�berschreitend t�tigen Kreditinstituten effek-

tiver zu gestalten (Art. 131a). Dazu sollen die

Beteiligten unter anderem relevante Informa-

tionen aus den verschiedenen EU-Mitglieds-

staaten, in denen die Institutsgruppe t�tig ist,

austauschen, zu einer gemeinsamen Risiko-

einsch�tzung aggregieren und aufsichtliche

Pr�fungsprogramme auf Grundlage der Risiko-

bewertung der Gruppe festlegen. Zudem sol-

len aufsichtliche Doppelanforderungen besei-

tigt und eine koh�rente Anwendung der auf-

sichtlichen Anforderungen durch die Kolle-

gien sichergestellt werden. Des Weiteren

k�nnen sich die Beteiligten zur Effizienzstei-

gerung auch �ber eine freiwillige �bertra-

gung von Aufgaben und Zust�ndigkeiten

einigen.

Die Details der Einrichtung und Funktions-

weise der Kollegien werden durch schriftliche

Koordinierungs- und Kooperationsvereinba-

rungen geregelt, welche nach Konsultation

aller zust�ndigen Aufsichtsbeh�rden vom

„konsolidierenden Aufseher“ festgelegt wer-

den (Art. 131a (2)). Zur Vermeidung von In-

konsistenzen und Regulierungsarbitrage soll

der CEBS Leitlinien f�r die praktische Ar-

beitsweise der Aufsichtskollegien entwickeln

(Art. 131a (2)). Dar�ber hinaus kann der

CEBS im Falle eines Konflikts zwischen den

Mitgliedern eines Aufsichtskollegiums als

neutraler und unabh�ngiger Vermittler und

Schlichter zur Konfliktl�sung konsultiert wer-

den (Art. 129 (3)). Eine St�rkung der Rolle des

CEBS erfolgt auch durch den neu eingef�gten

Artikel 42b. Dieser sieht vor, dass die zust�n-

digen nationalen Aufsichtsbeh�rden bei der

Erf�llung ihrer Aufgaben zur Konvergenz der

Aufsichtsinstrumente und -verfahren in der

EU beitragen sollen. Zu diesem Zweck sollen

die vom CEBS beschlossenen Leitlinien, Emp-

fehlungen, Standards und sonstigen Maßnah-

men umgesetzt werden; anderenfalls sind

triftige Gr�nde anzugeben (sog. „comply or

explain“-Verfahren gem�ß Art. 42b (1) b).

Die Rolle des „konsolidierenden“ Aufsehers

wurde in der Bankenrichtlinie insoweit ge-

st�rkt, als dass er in den Bereichen der Artikel

123 und 124 (angemessene Kapitalausstat-

tung) und Artikel 136 (2) (Kapitalzuschl�ge)
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ein „Letztentscheidungsrecht“ auf Instituts-

gruppenebene erh�lt, wenn innerhalb von

vier Monaten keine gemeinsame Entschei-

dung der zust�ndigen Aufsichtsbeh�rden ge-

troffen worden ist (Art. 129 (3)).

Schließlich stellt die �nderungsrichtlinie den

Informationsaustausch zwischen den zust�n-

digen Beh�rden auf eine breitere Basis. So ist

nun in Krisenzeiten mit Auswirkungen auf die

Stabilit�t des Finanzsystems explizit ein Infor-

mationsaustausch zwischen Zentralbanken

und Finanzministerien vorgesehen (Art. 49

und 50). Daneben werden aber auch die In-

formationsrechte der Gastlandaufseher von

systemrelevanten Filialen grunds�tzlich ge-

st�rkt (Art. 42a). Ob eine Filiale „systemrele-

vant“ ist, soll dabei von Heimat- und Gast-

landaufseher innerhalb von zwei Monaten

gemeinsam entschieden werden. Wenn keine

Einigung m�glich ist, entscheidet der Gast-

landaufseher der Filiale. Diese Einbeziehung

von Gastlandaufsehern �ber rechtlich unselb-

st�ndige Einheiten ist sehr weitgehend und

steht an sich nicht im Einklang mit dem in der

EU geltenden Prinzip der Aufsicht des Hei-

matlandaufsehers �ber Filialen im Ausland

(sog. Heimatlandprinzip).

Insgesamt betrachtet ist die St�rkung des

konsolidierenden Aufsehers als Leiter der

Aufsichtskollegien ein wichtiger Schritt hin zu

einer stringenteren Aufsicht unter Reduzie-

rung der Belastungen f�r die Institute. Die Er-

richtung von Aufsichtskollegien f�r grenz-

�berschreitend t�tige Institute tr�gt den Ge-

gebenheiten des europ�ischen Banken- und

Finanzmarktes Rechnung. Der Einsatz von

Aufsichtskollegien sowohl in der laufenden

Aufsicht als auch im Rahmen der Krisenpr�-

vention und mit unterst�tzender Funktion im

Krisenmanagement ist positiv zu werten und

ein wichtiger Schritt zur Verbesserung des

aufsichtlichen Rahmens in Europa.

Weitere �nderungen zur Kooperation der

Aufseher sind f�r das kommende Jahr zu er-

warten, da sich der Rat der Staats- und Regie-

rungschefs im Juni 2009 auf die Errichtung

eines „Europ�ischen Systems der Finanzauf-

sicht“ bis Ende 2010 geeinigt hat.

Ausblick

Absehbare weitere �nderungen am europ�i-

schen bankaufsichtlichen Regelwerk sind der-

zeit in Planung (sog. „CRD 3“ und „CRD 4“).

Wesentliche Regelungsinhalte der CRD 3 be-

treffen die �berarbeitung des Verbriefungsre-

gelwerks und der Handelsbuchregelungen.

Zudem enth�lt die CRD 3 Anforderungen an

die Verg�tungsstrukturen. Das Regelwerk be-

findet sich derzeit in den Ratsverhandlungen.

Der Zeitplan sieht eine nationale Umsetzung

(zusammen mit der CRD 2) bis Ende 2010

vor.

Mit der CRD 4, die derzeit mit den Marktteil-

nehmern konsultiert wird, werden von der

Europ�ischen Kommission Kapitalzuschl�ge

f�r Wohnungsbaukredite in Fremdw�hrung

vorgeschlagen. Zudem sollen Wahlrechte zu

Hypothekarkrediten (in Landesw�hrung) ver-

sch�rft werden. Weitere Regelungsinhalte

dieser Novelle sind ein bilanzieller Kapitalpuf-

fer und eine leverage ratio. Derzeit steht

noch nicht fest, wann ein konkreter Richt-

linienvorschlag der Kommission hierzu vorlie-
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gen soll. Schon jetzt ist aber abzusehen, dass

eine nationale Umsetzung bis Ende 2010

kaum m�glich und sinnvoll sein wird. Dage-

gen spricht auch, dass der Baseler Ausschuss

zu den Kapitalthemen im Jahr 2010 Auswir-

kungsstudien anfertigen wird.

MaRisk-Anpassungen

Mit den Anpassungen der Mindestanforde-

rungen an das Risikomanagement reagiert

die Bankenaufsicht auf Schw�chen im Risiko-

management der Kreditinstitute, die sich in

der Finanzkrise gezeigt haben. Es zeigte sich

beispielsweise, dass nicht alle wesentlichen

Risiken angemessen von den Instituten be-

r�cksichtigt wurden, insbesondere wenn

diese in außerbilanzielle Zweckgesellschaften

verlagert waren. Die Fixierung auf externe

Ratingergebnisse versperrte den Blick auf die

tats�chlichen Risiken, die Vergangenheits-

orientierung der Risikomessung f�hrte zu

einer Risikountersch�tzung, und die Ver-

g�tungssysteme waren zu sehr auf kurzfris-

tige Erfolge ausgerichtet. Auch die Prozesse

zur Steuerung von Risikokonzentrationen

und Liquidit�tsrisiken waren in einigen F�llen

nicht angemessen. Diese Schw�chen aufgrei-

fend und den internationalen Vorgaben aus

Basel, der EU und dem Kreis der G20 folgend,

hat die Bankenaufsicht Pr�zisierungen und

Erweiterungen der MaRisk vorgenommen.

Weitere �nderungen basieren auf Erkenntnis-

sen aus der laufenden Pr�fungspraxis sowie

aus Manipulationsf�llen im Handelsgesch�ft

einiger Banken.

Risikotragf�higkeit

Die MaRisk heben nun noch deutlicher her-

vor, dass die Institute f�r die laufende Sicher-

stellung der Risikotragf�higkeit einen Prozess

einzurichten haben. In diesem Sinne sind un-

ter anderem auch die regelm�ßige Analyse

des Risikoprofils, die Durchf�hrung von

Stresstests, die Aktualisierung des verf�gba-

ren Risikodeckungspotenzials, die regelm�ßig
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aktualisierte Kapitalplanung, das interne Li-

mitsystem, die Aufstellung und Verfolgung

der Strategien sowie das interne Berichtswe-

sen Teil dieses Prozesses. Die Bankenaufsicht

ist sich zwar bewusst, dass noch nicht alle Ins-

titute f�r s�mtliche wesentlichen Risiken be-

reits heute �ber ausgereifte mathematische

Verfahren oder �ber ausreichende Zeitreihen

verf�gen, um die Risiken zu quantifizieren.

Statt diese Risiken deshalb komplett aus der

Risikotragf�higkeitsbetrachtung auszuklam-

mern, ist mittels qualifizierter Expertensch�t-

zungen eine sinnvolle und f�r die Aufsicht

nachvollziehbare Absch�tzung der jeweiligen

Risiken vorzunehmen.

Risikokonzentrationen

Mit einer st�rkeren Betonung einer angemes-

senen Steuerung der Risikokonzentrationen

folgen die MaRisk der Erkenntnis, dass uner-

kannte und damit dem Risikomanagement

entzogene Risikokonzentrationen eine maß-

gebliche Ursache von Bankenschieflagen sein

k�nnen. Konsequenterweise stellen die Ma-

Risk klar, dass sich die Gesch�ftsleitung nicht

nur einen �berblick �ber die f�r das Institut

wesentlichen Risiken, sondern auch �ber die

mit diesen verbundenen Risikokonzentratio-

nen verschaffen muss. Hinsichtlich der mit

den Adressenausfallrisiken verbundenen Risi-

kokonzentrationen wird nunmehr klarge-

stellt, dass nicht nur auf qualitative, sondern

– soweit m�glich – auch auf quantitative Ver-

fahren abzustellen ist. Zu ber�cksichtigen

sind Adressen- und Sektorkonzentrationen,

regionale und sonstige Konzentrationen, die

relativ gesehen zum Risikodeckungspotenzial

zu erheblichen Verlusten f�hren k�nnen.

Stresstests

Stresstests sind notwendig, um die Verlustan-

f�lligkeit des Instituts auch in extremen Situa-

tionen zu erkennen. Sie stellen eine wichtige

Erg�nzung zur Risikoanalyse anhand von

mathematisch-statistischen Modellen dar, da

diese nur eine reduzierte Abbildung der Wirk-

lichkeit erm�glichen und zudem oftmals auf

historisch beobachteten Annahmen und In-

terdependenzen beruhen. Die Verl�sslichkeit

dieser Modelle f�r Aussagen �ber die Zukunft

ist grunds�tzlich eingeschr�nkt, was in Zeiten

dynamischer Ver�nderungen wie in einer

Finanzkrise umso mehr gilt. Institute sind ge-

halten, geeignete, aussagekr�ftige Stresstests

zu entwickeln, um auf diese Weise die Sensi-

bilit�t gegen�ber den f�r sie m�glicherweise

kritischen Situationen zu erh�hen und so die

notwendigen Steuerungsimpulse zu erhalten.

Die bankaufsichtlichen Pr�fungen der Bun-

desbank zeigen, dass manche Institute ihren

Stresstests im Rahmen der Risikosteuerung

eine zu geringe Bedeutung beimessen. Auch

deshalb lag es nahe, die Anforderungen an

angemessene Stresstests zu pr�zisieren.

Stresstests umfassen Sensitivit�tsanalysen, bei

denen ein Risikofaktor ver�ndert wird, und

Szenarioanalysen, bei denen mehrere oder

auch alle Risikofaktoren simultan ver�ndert

werden, um so die Auswirkungen vordefinier-

ter Ereignisse abzubilden. Damit Stresstests

auch außergew�hnliche, aber plausibel m�g-

liche Ereignisse wiedergeben k�nnen, sind

neben historischen auch hypothetische Ereig-

nisse zu verwenden. Dies gilt umso mehr,

wenn historische Daten keine hinreichend

große Variation wesentlicher Risikofaktoren
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�ber einen angemessenen Zeithorizont dar-

stellen, sodass bis dato noch nicht beobachte,

aber durchaus m�gliche Ereignisse aus den

Zeitreihen allein nicht abgeleitet werden k�n-

nen. Die ausschließliche Betrachtung histori-

scher Entwicklungen verstellt zudem gerade

nach langen Perioden mit stabilen Entwick-

lungen den Blick f�r deren abruptes Ende

oder eine Trendumkehr. Damit die Gesch�fts-

leitung die Ergebnisse der Stresstests richtig

einordnen kann, sind im Rahmen der Risiko-

berichterstattung neben der potenziellen

Auswirkung der angenommenen Szenarien

auf die Risikosituation auch die den Stress-

tests zugrunde liegenden wesentlichen An-

nahmen in nachvollziehbarer und aussagef�-

higer Weise darzustellen.

Angesichts der starken Heterogenit�t der Ins-

titute ist es nicht sinnvoll, einheitliche Stress-

tests aufsichtlich vorzugeben. Die MaRisk ver-

zichten deshalb bewusst auf standardisierte

Stresstests und legen es in die Verantwortung

jedes einzelnen Instituts, diese so auszuge-

stalten, dass sie seiner individuellen Situation

angemessen Rechnung tragen. Die Anforde-

rung, die Ergebnisse der Stresstests auch bei

der Beurteilung der Risikotragf�higkeit ange-

messen zu ber�cksichtigen, wurde neu in die

MaRisk aufgenommen. Die MaRisk forderten

aber schon bisher, dass die wesentlichen Risi-

ken des Instituts durch das Risikodeckungspo-

tenzial laufend abgedeckt werden k�nnen. Es

ist deshalb nur konsequent, die Institute auf-

zufordern, regelm�ßig zu �berpr�fen, ob und

inwieweit ihre Risikotragf�higkeit unter

Stressbedingungen noch gegeben w�re.

Liquidit�tsrisiken

Die Finanzkrise hat verdeutlicht, dass einer

angemessenen Steuerung von Liquidit�tsrisi-

ken durch die Kreditinstitute eine hohe Be-

deutung zukommt. Vor diesem Hintergrund

wurden die Anforderungen an das Liquidi-

t�tsrisikomanagement in den MaRisk pr�zi-

siert und um die ge�nderten Liquidit�tsvor-

schriften der Bankenrichtlinie erg�nzt. Insbe-

sondere die rechtzeitige Vorbereitung auf

eine Verschlechterung der Liquidit�tssituation

spielt eine zentrale Rolle f�r den Erfolg des

Liquidit�tsrisikomanagements auch in einem

schwierigen Umfeld. Die entsprechenden An-

forderungen der MaRisk wurden daher weiter

ausgef�hrt. So muss ein Institut einen sich ab-

zeichnenden Liquidit�tsengpass fr�hzeitig er-

kennen k�nnen, wobei auch die Auswirkun-

gen anderer Risiken wie Reputationsrisiken

auf die Liquidit�tslage zu ber�cksichtigen

sind.

Besonders betont wird in den MaRisk nun-

mehr die Bedeutung von institutsindividuellen

Stresstests zur Erkennung von potenziellen

Liquidit�tsschwierigkeiten. Institute m�ssen

regelm�ßig angemessene Stresstests mit un-

terschiedlich langen Zeithorizonten durchf�h-

ren, um auf außergew�hnliche Entwicklun-

gen vorbereitet zu sein, denen sowohl ins-

titutseigene als auch marktweite Ursachen

zugrunde liegen k�nnen.

Unter Ber�cksichtigung der Stresstestergeb-

nisse muss jedes Institut einen Notfallplan f�r

Liquidit�tsengp�sse aufstellen und die ge-

planten Maßnahmen regelm�ßig auf ihre

Durchf�hrbarkeit hin �berpr�fen. Ebenfalls
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zu �berpr�fen ist der dauerhafte Zugang zu

den relevanten Refinanzierungsquellen. F�r

kurzfristige Verschlechterungen der Liquidi-

t�tssituation hat ein Institut nachhaltige Liqui-

dit�tsreserven, zum Beispiel in Form hoch-

liquider, unbelasteter Verm�gensgegenst�nde,

in ausreichendem Umfang vorzuhalten. Es ist

zudem zu �berpr�fen, inwieweit der �bertra-

gung liquider Mittel und Verm�gensgegen-

st�nde innerhalb einer Gruppe Restriktionen

entgegenstehen.

Die Berichtspflichten zum Liquidit�tsrisiko

wurden um Aspekte der Notfallplanung er-

g�nzt. Der Gesch�ftsleitung ist neben der Li-

quidit�tssituation auch �ber die Ergebnisse

der Stresstests sowie �ber wesentliche �nde-

rungen des Notfallplans f�r Liquidit�tseng-

p�sse Bericht zu erstatten. Auf Liquidit�tsrisi-

ken aus außerbilanziellen Gesellschaftskon-

struktionen ist dabei gesondert einzugehen.

Zins�nderungsrisiken im Anlagebuch

In den Erl�uterungen der MaRisk wurde hin-

sichtlich der Zins�nderungsrisiken im Anlage-

buch erg�nzt, dass zeitlich unbegrenzt zur

Verf�gung stehende Eigenkapitalbestandteile

nicht in die barwertige Ermittlung der Zins�n-

derungsrisiken einbezogen werden d�rfen.

Damit wird klargestellt, dass die Funktion des

Eigenkapitals als unbefristetes Risikodek-

kungspotenzial unvereinbar mit der An-

nahme einer F�lligkeit bei der Bestimmung

der Zinsrisikoposition ist.

Risikomanagement auf Gruppenebene

Um dem Risikomanagement auf Gruppen-

ebene mehr Bedeutung zu verleihen und um

zu konkretisieren, welche Anforderungen die

�bergeordneten Unternehmen nach § 25a

Absatz 1a KWG zu erf�llen haben, wurden

die bestehenden Gruppenrisikomanagement-

Anforderungen erg�nzt und in einem eige-

nen Modul zusammengefasst. Das jeweils

�bergeordnete Unternehmen hat in Abstim-

mung mit den nachgeordneten Unternehmen

die Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich Stra-

tegien, Risikotragf�higkeit, Risikosteuerungs-

und -controllingprozessen, Ablauforganisa-

tion und Revision in der Gruppe sicherzustel-

len. Entscheidend f�r die in die Risikosteue-

rung einzubeziehenden Risiken ist dabei

deren Wesentlichkeit aus �konomischer Sicht

und nicht etwa die Zugeh�rigkeit zum auf-

sichtlichen Konsolidierungskreis. Folglich sind

beispielsweise auch Zweckgesellschaften, die

nicht in den Konsolidierungskreis fallen, ab-

h�ngig von ihrem Risikogehalt, in das grup-

penweite Risikomanagement einzubeziehen.

Verg�tungssysteme

Die Verg�tungssysteme mancher Institute bo-

ten in der Vergangenheit f�r die Mitarbeiter

den Anreiz, unverh�ltnism�ßig hohe Risiken

einzugehen. Sie trugen damit entscheidend

zur aktuellen Krise bei. Vor diesem Hinter-

grund fanden neue Regelungen zu Anreiz-

und Verg�tungssystemen in die MaRisk Ein-

gang, die deutlich �ber die bisherige Forde-

rung der Konsistenz der Anreiz- und Verg�-

tungssysteme mit den strategischen Zielen

hinausgehen.

Erweiterte
Liquidit�ts-
risiko-Berichts-
pflichten

Keine
Einbeziehung
von
Eigenkapital bei
Zins�nderungs-
risikoermittlung

Ausweitung der
Anforderungen
auf Gruppen-
ebene

Verg�tungs-
systeme als
Krisenursache
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Ausgew�hlte �nderungen der MaRisk im �berblick

Bereich Was �ndert sich?

Risikotragf�higkeit – St�rkere Betonung des Prozesscharakters
– Einbeziehung aller wesentlichen Risiken in die Risikotragf�hig-

keitsbetrachtung, ggf. mittels qualifizierter Expertensch�tzungen

Risikokonzentrationen – St�rkere Betonung der angemessenen Steuerung
– Klarstellung, dass alle mit wesentlichen Risiken verbundenen

Risikokonzentrationen angemessen zu ber�cksichtigen sind.
– Bei der Beurteilung von mit den Adressenausfallrisiken verbunde-

nen Risikokonzentrationen ist – soweit m�glich – auch auf quan-
titative Verfahren abzustellen.

Stresstests – K�nftige Verwendung des Begriffs Stresstest entsprechend dem
internationalen Sprachgebrauch.

– Zur Wiedergabe außergew�hnlicher, aber plausibel m�glicher
Ereignisse in Stresstests sind neben historischen auch hypothe-
tische Ereignisse zu verwenden

– Klarstellung: Ergebnisse der Stresstests sind auch bei der Beurtei-
lung der Risikotragf�higkeit angemessen zu ber�cksichtigen

Liquidit�tsrisiken – Regelm�ßige Durchf�hrung angemessener Stresstests mit unter-
schiedlich langen Zeithorizonten

– Aufstellung von Notfallpl�nen und regelm�ßige �berpr�fung
der zugrunde gelegten Vorsorgemaßnahmen

– Erweiterte Berichtspflichten zum Liquidit�tsrisiko

Zins�nderungsrisiken im
Anlagebuch

– Verbot der Einbeziehung zeitlich unbegrenzt zur Verf�gung
stehender Eigenkapitalbestandteile in die barwertige Ermittlung
der Zins�nderungsrisiken

Risikomanagement auf
Gruppenebene

– Erg�nzung der bestehenden Gruppenrisikomanagement-Anfor-
derungen zur Konkretisierung der Anforderungen, die �berge-
ordnete Unternehmen nach § 25a Absatz 1a KWG zu erf�llen
haben, und Zusammenfassung in einem eigenen Modul

Verg�tungssysteme – Angemessene Ber�cksichtigung der eingegangenen Risiken bei
der Festlegung der variablen Verg�tung der aus Risikosicht rele-
vanten Mitarbeiter

– Auch zuk�nftig negative Entwicklungen m�ssen sich angemessen
in der H�he der variablen Verg�tung widerspiegeln k�nnen

Technisch-organisatorische
Ausstattung

– Bei der Vergabe von IT-Berechtigungen ist sicherzustellen, dass
Mitarbeiter grunds�tzlich nur �ber die Rechte verf�gen, die sie
f�r ihre T�tigkeiten ben�tigen

Aufbau- und Ablauf-
organisation des Kredit-
gesch�fts

– Bearbeitungsgrunds�tze sind auch f�r Gesch�fte mit Hedgefonds
und Private-Equity-Unternehmen differenziert zu formulieren

– Die alleinige Verwendung externer Bonit�tseinsch�tzungen stellt
keine ausreichende Grundlage f�r Kreditentscheidungen dar

Aufbau- und Ablauf-
organisation des Handels-
gesch�fts

– Erg�nzung der Anforderungen an die Prozesse im Handels-
gesch�ft, dass auch interne Gesch�fte nur auf Basis klarer Rege-
lungen abgeschlossen werden d�rfen

– Verifizierung von Auslandsgesch�ften

Deutsche Bundesbank
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Die neuen Anforderungen orientieren sich an

den jeweiligen Grunds�tzen f�r Verg�tungs-

systeme des Financial Stability Board (FSB)

und des CEBS. Die Verg�tungssysteme m�s-

sen Anreize zum Eingehen unverh�ltnism�ßig

hoher Risiken vermeiden. Bei der variablen

Verg�tung von Gesch�ftsleitern und Mitar-

beitern, die hohe Risikopositionen begr�nden

k�nnen, sind neben dem individuellen Er-

folgsbeitrag auch der Erfolgsbeitrag der Or-

ganisationseinheit und der Gesamterfolg des

Instituts zu ber�cksichtigen. Ferner ist durch

die Wahl eines ausreichend langen Zeithori-

zonts f�r die Bemessung und Auszahlung

variabler Verg�tungen sicherzustellen, dass

auch zuk�nftigen negativen Entwicklungen

angemessen Rechnung getragen wird.

Ziel der neuen Anforderungen ist es nicht,

mit detaillierten Vorschriften die Entloh-

nungspolitik oder gar die absolute Entloh-

nungsh�he der Banken festzulegen. Vielmehr

geht es darum, flexibel umzusetzende Grund-

prinzipien aufzustellen, um die Verg�tungs-

strukturen der Banken viel st�rker als bisher

anreizkompatibel auf deren nachhaltige Ent-

wicklung auszurichten.

Technisch-organisatorische Ausstattung

In Reaktion auf Manipulationsf�lle im Handel

einiger Institute wurde eine Anforderung an

die Vergabe von IT-Berechtigungen in die

MaRisk eingef�gt. Danach d�rfen Mitarbeiter

grunds�tzlich nur �ber die Rechte verf�gen,

die sie f�r ihre T�tigkeiten ben�tigen (Prinzip

der minimalen Berechtigung).

Aufbau- und Ablauforganisation des

Kreditgesch�fts

In den Erl�uterungen der MaRisk wurde hin-

sichtlich der Bearbeitungsgrunds�tze erg�nzt,

dass solche auch f�r Gesch�fte mit Hedge-

fonds und Private-Equity-Unternehmen diffe-

renziert zu formulieren sind. Die Institute

haben somit f�r diese Gesch�fte Prozesse zu

entwickeln, die insbesondere die Beschaffung

von finanziellen und sonstigen Informatio-

nen, die Analyse des Zwecks und der Struktur

der zu finanzierenden Transaktion, die Art der

Sicherheitenstellung sowie die Analyse der

R�ckzahlungsf�higkeit abdecken.

Bisher wurde es den Instituten in den MaRisk

zugestanden, sich bei der Beurteilung der

Adressenausfallrisiken ausschließlich auf ex-

terne Quellen zu verlassen. In den neuen Ma-

Risk wird hingegen betont, dass die aus-

schließliche Verwendung externer Bonit�ts-

einsch�tzungen keine ausreichende Grund-

lage f�r die Kreditentscheidung darstellt.

Aufbau- und Ablauforganisation des

Handelsgesch�fts

Bei den Anforderungen an die Prozesse im

Handelsgesch�ft wurde erg�nzt, dass auch

interne Gesch�fte, also zum Beispiel Handels-

gesch�fte zwischen eigenen Niederlassungen

oder Organisationseinheiten, nur auf Basis

klarer Regelungen abgeschlossen werden

d�rfen. Eine Definition der internen Gesch�f-

te wurde ebenso hinzugef�gt wie der Hin-

weis, dass grunds�tzlich standardisierte Ver-

tragstexte zu verwenden sind. Weitere �nde-

rungen betreffen die Abwicklung und Kon-

Langfristiger
Erfolg als Basis
f�r variable
Verg�tung

Flexibel
umzusetzende,
strukturelle
Verg�tungs-
grunds�tze

IT-
Berechtigungen
einschr�nken

Gesch�fte mit
Hedgefonds
und Private-
Equity-
Unternehmen

Externe
Bonit�ts-
einstufung
allein nicht
ausreichend

Neue
Anforderungen
an interne Han-
delsgesch�fte
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trolle der Handelsgesch�fte, die nunmehr

grunds�tzlich elektronisch abzuwickeln sind,

wobei vorhandene Abwicklungssysteme ge-

nutzt werden sollen.

Sofern bei Auslandsgesch�ften keine Gegen-

best�tigungen eingeholt werden k�nnen,

muss das Institut auf andere geeignete Weise

die Existenz der Gesch�fte sicherstellen. Im

Rahmen des Best�tigungs- und Abstim-

mungsverfahrens soll ein besonderes Augen-

merk auf die H�ufung von Stornierungen und

Korrekturen bei einzelnen Mitarbeitern oder

bestimmten Gesch�ften gelegt werden. Die

Institute m�ssen in der Lage sein, die Existenz

und den Inhalt der Handelsgesch�fte zu �ber-

pr�fen, um Manipulationen fr�hzeitig erken-

nen und verhindern zu k�nnen.

Inkrafttreten

Die ge�nderten Richtlinienvorgaben der EU

werden �ber eine Anpassung der Vorschriften

des Kreditwesengesetzes beziehungsweise

der dieses konkretisierenden Regelungen der

Solvabilit�tsverordnung sowie der Großkredit-

und Millionenkreditverordnung in nationales

Recht umgesetzt. Die ge�nderten nationalen

Rechtsvorschriften m�ssen nach Maßgabe

des Richtliniengebers bis zum 31. Oktober

2010 in Kraft treten und von den Instituten

erstmals zum 31. Dezember 2010 angewen-

det werden. Angesichts des relativ engen

Zeitrahmens haben die Umsetzungsarbeiten

bereits begonnen, in die in bew�hrter Weise

auch die Kreditwirtschaft �ber spezifische

Fachgremien sowie den Arbeitskreis Banken-

aufsicht fr�hzeitig eingebunden wird.

In den Umsetzungsprozess sollen dabei auch

noch weitere geplante �nderungen der EU-

Banken- beziehungsweise Kapitalad�quanz-

richtlinie einbezogen werden, die ebenfalls

zum 31. Dezember 2010 erstmals angewen-

det werden sollen. Hierbei handelt es sich im

Wesentlichen um Verbesserungen der Markt-

risikoregelungen f�r das Handelsbuch, er-

h�hte Eigenkapitalanforderungen f�r Wie-

derverbriefungen und neue Grunds�tze f�r

die Verg�tungspolitik der Institute. Zu diesen

�nderungen hat die EU-Kommission bereits

im Juli dieses Jahres einen Richtlinienvor-

schlag vorgelegt. In einem weiteren Schritt

sollen neue Regelungen f�r eine zus�tzliche

Risikovorsorge zur Abmilderung prozyklischer

Effekte vorgeschrieben sowie die Anzahl na-

tionaler Wahlrechte beziehungsweise den

Spielraum f�r nationale Ermessensentschei-

dungen so weit wie m�glich reduziert wer-

den. Ein Richtlinienvorschlag der Kommission

hierzu ist f�r den Oktober 2009 angek�ndigt.

Die neuen MaRisk sind grunds�tzlich bis zum

31. Dezember 2009 umzusetzen. Sofern sich

bei der Umsetzung der Anforderungen

Schwierigkeiten ergeben sollten, die nicht auf

Vers�umnisse des Instituts zur�ckzuf�hren

sind, wird die Bankenaufsicht jedoch bis zum

31. Dezember 2010 von bankaufsichtlichen

Maßnahmen absehen. Die Bankenaufsicht

wurde nicht zuletzt durch die gegenw�rtige

Finanzkrise darin best�rkt, im Aufsichtspro-

zess ein ganz besonderes Augenmerk darauf

zu legen, dass die Institute die nunmehr �ber-

arbeiteten Mindestanforderungen an das Risi-

komanagement eigenverantwortlich in ange-

messener Weise umsetzen.
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